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I. FIRMA, SITZ, ZWECK UND GEGENSTAND 

§ 1 

Firma und Sitz 

 

(1) Die Firma der Genossenschaft lautet visibleRuhr eG. 

(2) Der Sitz der Genossenschaft ist Dortmund. 

 

 

§ 2 

Zweck und Gegenstand 

 

(1) Zweck der Genossenschaft ist die wirtschaftliche Fo rderung und Betreuung der Mitglieder. 

(2) Gegenstand des Unternehmens ist  

a) die Erbringung von Vertriebs- und Marketingdienstleistungen, um die fortlaufende Digitalisier-

ung des Wirtschaftsraums Ruhrgebiet sichtbar zu machen und zu fo rdern,  

b) die Organisation von Messen, Konferenzen und anderen verkaufsfo rdernden Events, 

c) die Vermittlung von Auftra gen und Talenten, 

d) das Betreiben von Online-Marktpla tzen, 

e) das Betreiben von Online-Portalen, um die Zusammenarbeit unter den Mitgliedern zu fo rdern, 

f) die Erbringung von Leistungen im Projektmanagement, 

g) die Erbringung von digitalen Beratungs- oder Programmierdienstleistungen, 

h) die Vermittlung von Kontakten zwischen Unternehmen und der Kunst und Kultur des Ruhrge-

biets sowie die Fo rderung derselben, 

i) sowie alles, was mit den oben beschriebenen Gegensta nden in Zusammenhang steht. 

(3) Die Genossenschaft kann Zweigniederlassungen errichten und sich im Rahmen ihres Zwecks an 

Unternehmen beteiligen. 

(4) Die Ausdehnung des Gescha ftsbetriebes auf Nichtmitglieder ist zugelassen. 
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II. MITGLIEDSCHAFT 

§ 3 

Erwerb der Mitgliedschaft 

 

(1) Die Mitgliedschaft ko nnen erwerben: 

a) natu rliche Personen, 

b) Personengesellschaften, 

c) juristische Personen des privaten oder o ffentlichen Rechts. 

(2) Aufnahmefa hig ist nur, wer die Voraussetzungen fu r die Inanspruchnahme der Leistungen der 

Genossenschaft erfu llt und seinen Sitz, seine Gescha ftsstelle, seinen Wohnsitz oder seinen 

Arbeitsplatz im Ruhrgebiet hat oder dessen Mitgliedschaft im Interesse der Genossenschaft liegt. 

Das Ruhrgebiet besteht dabei aus den Gemeindegebieten folgender 53 Sta dte und Gemeinden: 

Alpen, Bergkamen, Bochum, Bo nen, Bottrop, Breckerfeld, Castrop-Rauxel, Datteln, Dinslaken, 

Dortmund, Dorsten, Duisburg, Ennepetal, Essen, Fro ndenberg, Gelsenkirchen, Gevelsberg, 

Gladbeck, Hagen, Haltern am See, Hamm, Hamminkeln, Hattingen, Herdecke, Herne, Herten, 

Holzwickede, Hu nxe, Kamen, Kamp-Lintfort, Lu nen, Marl, Moers, Mu lheim an der Ruhr, 

Neukirchen-Vluyn, Oberhausen, Oer-Erkenschwick, Recklinghausen, Rheinberg, Schermbeck, 

Schwelm, Schwerte, Selm, Sonsbeck, Sprockho vel, Unna, Voerde, Waltrop, Werne, Wesel, Wetter, 

Witten, Xanten. 

(3) Die Mitgliedschaft wird erworben durch 

a) eine von dem Beitretenden zu unterzeichnende unbedingte Erkla rung des Beitritts und 

b) Zulassung durch den Vorstand. 

(4) Das Mitglied ist unverzu glich in die Liste der Mitglieder (§ 16 Abs. 2 lit. h) einzutragen und hiervon 

unverzu glich zu benachrichtigen. 

(5) Wer fu r die Nutzung oder Produktion der Gu ter und die Nutzung oder Erbringung der Dienste der 

Genossenschaft nicht oder nicht mehr in Frage kommt, kann auf seinen Antrag vom Vorstand mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats als investierendes Mitglied zugelassen werden. Auch die U ber-

nahme weiterer Gescha ftsanteile durch investierende Mitglieder bedarf der Zulassung durch den 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Investierende Mitglieder sind in der Mitgliederliste 

als solche zu kennzeichnen. 
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§ 4 

Beendigung der Mitgliedschaft 

 

Die Mitgliedschaft endet durch 

- Ku ndigung (§ 5 Abs. 1) 

- U bertragung des Gescha ftsguthabens (§ 6 Abs. 1) 

- Tod eines Mitglieds (§ 7) 

- Insolvenz eines Mitglieds (§ 7 a) 

- Auflo sung einer juristischen Person oder Personengesellschaft (§ 8) 

- Ausschluss (§ 9) 

 

 

§ 5 

Kündigung  

 

(1) Jedes Mitglied kann seine Mitgliedschaft zum Schluss eines Gescha ftsjahres unter Einhaltung einer 

Frist von zwei Jahren schriftlich ku ndigen. 

(2) Soweit ein Mitglied mit mehreren Gescha ftsanteilen beteiligt ist, ohne hierzu durch die Satzung 

oder eine Vereinbarung mit der Genossenschaft verpflichtet zu sein, kann es schriftlich einen oder 

mehrere Gescha ftsanteile seiner zusa tzlichen Beteiligung zum Schluss eines Gescha ftsjahres unter 

Einhaltung einer Frist von zwei Jahren ku ndigen. 

 

 

§ 6 

Übertragung des Geschäftsguthabens 

 

(1) Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des Gescha ftsjahres, sein Gescha ftsguthaben durch 

schriftlichen Vertrag einem anderen u bertragen und hierdurch aus der Genossenschaft ohne Aus-

einandersetzung ausscheiden, sofern der Erwerber an seiner Stelle Mitglied ist oder wird. Ist der 

Erwerber bereits Mitglied, so ist die U bertragung des Gescha ftsguthabens nur zula ssig, sofern sein 

bisheriges Gescha ftsguthaben nach Zuschreibung des Gescha ftsguthabens des Vera ußerers den zu-

la ssigen Gesamtbetrag der Gescha ftsanteile, mit denen der Erwerber beteiligt ist oder sich be-

teiligt, nicht u bersteigt. 
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(2) Ein Mitglied kann sein Gescha ftsguthaben, ohne aus der Genossenschaft auszuscheiden, teilweise 

u bertragen und damit die Anzahl seiner Gescha ftsanteile verringern. Abs. 1 gilt entsprechend. 

 

 

§ 7 

Tod eines Mitglieds 

 

Mit dem Tod scheidet ein Mitglied aus. Seine Mitgliedschaft geht auf den Erben u ber. Sie endet mit dem 

Schluss des Gescha ftsjahres, in dem der Erbfall eingetreten ist. 

 

 

§ 7 a 

Insolvenz eines Mitglieds 

 

Wird u ber das Vermo gen eines Mitglieds ein Insolvenzverfahren ero ffnet oder die Ero ffnung eines In-

solvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt, so endet die Mitgliedschaft mit dem Schluss des Gescha fts-

jahres, in dem das Insolvenzverfahren ero ffnet oder die Ero ffnung mangels Masse abgelehnt wurde. 

 

 

§ 8 

Auflösung einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft 

 

Wird eine juristische Person oder eine Personengesellschaft aufgelo st oder erlischt sie, so endet die Mit-

gliedschaft mit dem Schluss des Gescha ftsjahres, in dem die Auflo sung oder das Erlo schen wirksam ge-

worden ist. Im Falle der Gesamtrechtsnachfolge wird die Mitgliedschaft bis zum Schluss des Gescha fts-

jahres durch den Gesamtrechtsnachfolger fortgesetzt.  
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§ 9 

Ausschluss 

 

(1) Ein Mitglied kann aus der Genossenschaft zum Schluss des Gescha ftsjahres ausgeschlossen 

werden, wenn 

a) es trotz schriftlicher Aufforderung unter Androhung des Ausschlusses den satzungsma ßigen 

oder sonstigen der Genossenschaft gegenu ber bestehenden Verpflichtungen nicht nach-

kommt; 

b) es unrichtige Jahresabschlu sse oder Vermo gensu bersichten einreicht oder sonst unrichtige 

oder unvollsta ndige Erkla rungen u ber seine rechtlichen und/oder wirtschaftlichen Verha lt-

nisse abgibt; 

c) es durch Nichterfu llung seiner Verpflichtungen gegenu ber der Genossenschaft diese scha digt 

oder gescha digt hat; 

d) es zahlungsunfa hig geworden oder u berschuldet ist oder wenn u ber sein Vermo gen ein An-

trag auf Ero ffnung eines Insolvenzverfahren gestellt wurde; 

e) es seinen Gescha ftsbetrieb, Sitz oder Wohnsitz verlegt, oder wenn sein dauernder Aufent-

haltsort unbekannt ist; 

f) die Voraussetzungen fu r die Aufnahme in die Genossenschaft nicht vorhanden waren oder 

nicht mehr vorhanden sind; 

g) sich sein Verhalten mit den Belangen der Genossenschaft nicht vereinbaren la sst. 

(2) Fu r den Ausschluss ist der Vorstand zusta ndig. Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrats 

ko nnen jedoch nur durch Beschluss der Generalversammlung ausgeschlossen werden. 

(3) Vor der Beschlussfassung ist dem Auszuschließenden Gelegenheit zu geben, sich zu dem beabsich-

tigten Ausschluss zu a ußern. Hierbei sind ihm die wesentlichen Tatsachen, auf denen der Aus-

schluss beruhen soll, sowie der satzungsma ßige Ausschließungsgrund mitzuteilen. 

(4) Der Beschluss, durch den das Mitglied ausgeschlossen wird, hat die Tatsachen, auf denen der Aus-

schluss beruht, sowie den satzungsma ßigen Ausschließungsgrund anzugeben. 

(5) Der Beschluss ist dem Ausgeschlossenen von dem Vorstand unverzu glich durch eingeschriebenen 

Brief mitzuteilen. Von der Absendung des Briefes an kann das Mitglied nicht mehr an der General-

versammlung teilnehmen, noch die Einrichtungen der Genossenschaft benutzen, sowie Mitglied 

des Vorstands oder Aufsichtsrats sein. 

(6) Der Ausgeschlossene kann, wenn nicht die Generalversammlung den Ausschluss beschlossen hat, 

innerhalb eines Monats seit der Absendung des Briefes Beschwerde beim Aufsichtsrat einlegen. 

Die Beschwerdeentscheidung des Aufsichtsrats ist genossenschaftsintern endgu ltig. Legt der Aus-

geschlossene nicht fristgerecht Beschwerde ein, ist der ordentliche Rechtsweg ausgeschlossen. 
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§ 10 

Auseinandersetzung 

(1) Fu r die Auseinandersetzung zwischen dem ausgeschiedenen Mitglied und der Genossenschaft ist 

der festgestellte Jahresabschluss maßgebend; Verlustvortra ge sind nach dem Verha ltnis der Ge-

scha ftsanteile zu beru cksichtigen. Im Fall der U bertragung des Gescha ftsguthabens (§ 6) findet 

eine Auseinandersetzung nicht statt. 

(2) Dem ausgeschiedenen Mitglied ist das Auseinandersetzungsguthaben binnen sechs Monaten nach 

dem Ausscheiden auszuzahlen. Die Auszahlung ist ausgesetzt, solange durch die Auszahlung das 

Mindestkapital (§ 40 Abs. 5) unterschritten wu rde. Die Genossenschaft ist berechtigt, bei der Aus-

einandersetzung die ihr gegen das ausgeschiedene Mitglied zustehenden fa lligen Forderungen ge-

gen das auszuzahlende Guthaben aufzurechnen. Auf die Ru cklagen und das sonstige Vermo gen der 

Genossenschaft hat das Mitglied keinen Anspruch. 

(3) Der Genossenschaft haftet das Auseinandersetzungsguthaben des Mitglieds als Pfand fu r einen 

etwaigen Ausfall insbesondere im Insolvenzverfahren des Mitglieds. 

(4) Die Absa tze 1 bis 3 gelten entsprechend fu r die Auseinandersetzung bei der Ku ndigung einzelner 

Gescha ftsanteile. 

 

§ 11 

Rechte der Mitglieder 

Jedes Mitglied hat das Recht, 

a) die Einrichtungen der Genossenschaft nach Maßgabe der dafu r getroffenen Bestimmungen zu 

benutzen; 

b) an der Generalversammlung, an ihren Beratungen, Abstimmungen und Wahlen teilzunehmen 

und dort Ausku nfte u ber Angelegenheiten der Genossenschaft zu verlangen, soweit dem § 34 

nicht entgegensteht; 

c) Antra ge fu r die Tagesordnung der Generalversammlung einzureichen; hierzu bedarf es min-

destens des zehnten Teils der Mitglieder (§ 28 Abs. 4); 

d) bei Antra gen auf Berufung einer außerordentlichen Generalversammlung mitzuwirken; zu 

solchen Antra gen bedarf es mindestens des zehnten Teils der Mitglieder (§ 28 Abs. 2); 

e) an den satzungsgema ß beschlossenen Ausschu ttungen teilzunehmen; 

f) rechtzeitig vor Feststellung des Jahresabschlusses durch die Generalversammlung eine Ab-

schrift des Jahresabschlusses, des Lageberichtes, soweit dieser gesetzlich erforderlich ist, und 

des Berichts des Aufsichtsrats hierzu zu verlangen; 

g) die Niederschrift u ber die Generalversammlung einzusehen bzw. eine Abschrift der Nieder-

schrift zur Verfu gung gestellt zu bekommen; 

h) die Mitgliederliste einzusehen; 

i) das zusammengefasste Ergebnis des Pru fungsberichts gem. § 59 GenG einzusehen. 
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§ 12 

Pflichten der Mitglieder 

Jedes Mitglied hat die Pflicht, das genossenschaftliche Unternehmen nach Kra ften zu unterstu tzen. Das 

Mitglied hat insbesondere 

a) den Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung und den Beschlu ssen der 

Generalversammlung nachzukommen; 

b) die geltenden allgemeinen Gescha fts-, und Lieferungs- und Zahlungsbedingungen einzuhalten; 

c) Angebotsunterlagen, Preise und Konditionen, Rundschreiben und sonstige Informationen der 

Genossenschaft gegenu ber Außenstehenden vertraulich zu behandeln; 

d) der Genossenschaft jede A nderung der Rechtsform und der Inhaberverha ltnisse seines Unter-

nehmens unverzu glich mitzuteilen; 

e) ein der Kapitalru cklage (§ 42 a) zuzuweisendes Eintrittsgeld zu zahlen, wenn dessen Ho he und 

Einzahlungsweise von der Generalversammlung festgesetzt ist. 

f) laufende Beitra ge fu r Leistungen, welche die Genossenschaft den Mitgliedern erbringt oder 

zur Verfu gung stellt und u ber deren Verpflichtung und Ho he die Generalversammlung bestim-

mt, zu entrichten. 
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III. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT 

§ 13 

Organe der Genossenschaft 

Die Organe der Genossenschaft sind 

 A. DER VORSTAND 

 B. DER AUFSICHTSRAT 

 C. DIE GENERALVERSAMMLUNG 

 D. DER BEIRAT 

 

A. DER VORSTAND 

 

§ 14 

Leitung der Genossenschaft 

 

(1) Der Vorstand leitet die Genossenschaft in eigener Verantwortung. 

(2) Der Vorstand fu hrt die Gescha fte der Genossenschaft gema ß den Vorschriften der Gesetze, insbe-

sondere des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung und der Gescha ftsordnung fu r den Vorstand. 

(3) Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und außergerichtlich nach Maßgabe des § 15. 

 

§ 15 

Vertretung 

 

(1) Die Genossenschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in 

Gemeinschaft mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten. Der Aufsichtsrat kann einzelne oder alle 

Vorstandsmitglieder von dem Verbot der Mehrvertretung des § 181 Alternative 2 BGB befreien, 

ihnen also die Befugnis erteilen, bei allen Rechtshandlungen, welche die Genossenschaft mit oder 

gegenu ber Dritten vornimmt, zugleich als Vertreter Dritter zu handeln.  

(2) Die Erteilung von Prokura, Handlungsvollmacht und sonstigen Vollmachten zur rechts-

gescha ftlichen Vertretung ist zula ssig. Na heres regelt die Gescha ftsordnung fu r den Vorstand. 
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§ 16 

Aufgaben und Pflichten des Vorstands 

 

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Gescha ftsfu hrung die Sorgfalt eines ordentlichen und ge-

wissenhaften Gescha ftsleiters einer Genossenschaft anzuwenden. U ber vertrauliche Angaben und 

Geheimnisse, namentlich Betriebs- oder Gescha ftsgeheimnisse, die ihnen durch die Ta tigkeit im 

Vorstand bekannt geworden sind, haben sie Stillschweigen zu bewahren. 

(2) Der Vorstand hat insbesondere 

a) die Gescha fte entsprechend Zweck und Gegenstand der Genossenschaft ordnungsgema ß 

zu fu hren; 

b) die fu r den ordnungsgema ßen Gescha ftsbetrieb notwendigen personellen und sachlichen 

Maßnahmen rechtzeitig zu planen und durchzufu hren; 

c) sicherzustellen, dass Lieferungen und Leistungen ordnungsgema ß erbracht und die 

Mitglieder sachgema ß betreut werden; 

d) eine Gescha ftsordnung nach Anho rung des Aufsichtsrats aufzustellen, die vom Vorstand 

einstimmig zu beschließen und von allen Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen ist; 

e) fu r eine ordnungsgema ße Buchfu hrung und ein zweckdienliches Rechnungswesen zu 

sorgen; 

f) ordnungsma ßige Inventuren vorzunehmen, ein Inventarverzeichnis zum Ende des 

Gescha ftsjahres aufzustellen und unverzu glich dem Aufsichtsrat vorzulegen; 

g) spa testens innerhalb von fu nf Monaten nach Ende des Gescha ftsjahres den Jahres-

abschluss und den Lagebericht, soweit dieser gesetzlich erforderlich ist, aufzustellen, dem 

Aufsichtsrat unverzu glich und sodann mit dessen Bemerkungen der Generalversammlung 

zur Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen; 

h) u ber die Zulassung des Mitgliedschaftserwerbs und u ber die Beteiligung mit weiteren 

Gescha ftsanteilen zu entscheiden, sowie die Mitgliederliste nach Maßgabe des Genos-

senschaftsgesetzes zu fu hren, sowie fu r die ihm nach dem Genossenschaftsgesetz ob-

liegenden Anmeldungen und Anzeigen Sorge zu tragen; 

i) dem gesetzlichen Pru fungsverband Einberufung, Termin, Tagesordnung und Antra ge fu r 

die Generalversammlung rechtzeitig anzuzeigen; 

j) im Pru fungsbericht festgestellte Ma ngel abzustellen und dem gesetzlichen Pru fungs-

verband hieru ber zu berichten; 

k) dem gesetzlichen Pru fungsverband von beabsichtigten Satzungsa nderungen rechtzeitig 

Mitteilung zu machen. 
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§ 17 

Berichterstattung gegenüber dem Aufsichtsrat 

 

Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat mindestens viertelja hrlich, auf Verlangen auch in ku rzeren Zeitab-

sta nden, u. a. vorzulegen, 

a) eine U bersicht u ber die gescha ftliche Entwicklung der Genossenschaft im abgelaufenen Zeit-

raum anhand von geeigneten Unterlagen; 

b) eine Aufstellung u ber die Gesamtverbindlichkeiten der Genossenschaft einschließlich der 

Wechselverpflichtungen und des Bu rgschaftsobligos; 

c) eine U bersicht u ber die von der Genossenschaft gewa hrten Kredite; 

d) einen Unternehmensplan, aus dem insbesondere der Investitions- und der Kapitalbedarf 

hervorgeht; 

e) einen Bericht u ber besondere Vorkommnisse; hieru ber ist vorab erforderlichenfalls unverzu g-

lich der Vorsitzende des Aufsichtsrats zu versta ndigen. 

 

 

§ 18 

Zusammensetzung und Dienstverhältnis 

 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Vorstandsmitglieder, die nicht hauptamt-

lich ta tig sind, sollen selbststa ndige, aktiv ta tige Mitglieder oder Personen, die zur Vertretung von 

Mitgliedsgesellschaften befugt sind, sein. 

(2) Hauptamtliche Gescha ftsfu hrer der Genossenschaft mu ssen dem Vorstand angeho ren. 

(3) Der Vorstand wird vom Aufsichtsrat bestellt und abberufen. Der Aufsichtsrat ist fu r den Abschluss, 

die A nderung sowie die Beendigung von Dienstvertra gen mit Vorstandsmitgliedern zusta ndig. Die 

Erkla rungen des Aufsichtsrats werden durch seinen Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung durch 

seinen Vertreter abgegeben. Die Beendigung des Dienstverha ltnisses hat die Aufhebung der Organ-

stellung zum Zeitpunkt des Ausscheidens zur Folge. 

(4) Die Bestellung nicht hauptamtlicher Vorstandsmitglieder ist auf drei Jahre befristet. Wiederbe-

stellung ist zula ssig. 
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§ 19 

Willensbildung 

 

(1) Der Vorstand ist beschlussfa hig, wenn mehr als die Ha lfte seiner Mitglieder mitwirkt. Er fasst seine 

Beschlu sse mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen; im Falle des §16 Abs. 2 lit. d ist Einstimmigkeit 

erforderlich. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(2) Beschlu sse, die u ber den regelma ßigen Gescha ftsbetrieb hinausgehen, sind zu Beweiszwecken zu 

protokollieren. Die Protokolle sind fortlaufend zu nummerieren und von den an der Beschluss-

fassung beteiligten Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen. 

(3) Wird u ber gescha ftliche Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die die Interessen eines 

Vorstandsmitglieds, seines Ehegatten, seiner Eltern, Kinder und Geschwister oder einer von ihm 

kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person beru hren, so darf das betroffene Vorstandsmit-

glied an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Das Vorstandsmitglied ist jedoch vor der 

Beschlussfassung zu ho ren. 

(4) Eine Beschlussfassung ist auch im Wege schriftlicher Abstimmung oder durch andere Fernkom-

munikationsmedien zula ssig, wenn kein Mitglied des Vorstands diesem Verfahren widerspricht. 

§19 Abs. 2 bleibt hiervon unberu hrt. 

 

 

§ 20 

Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrats 

 

Die Mitglieder des Vorstands sind berechtigt, an den Sitzungen des Aufsichtsrats teilzunehmen. Durch 

Beschluss des Aufsichtsrats kann die Teilnahme ausgeschlossen werden. In den Sitzungen des Auf-

sichtsrats hat der Vorstand die erforderlichen Ausku nfte u ber gescha ftliche Angelegenheiten zu erteilen. 

 

 

§ 21 

Kredit an Vorstandsmitglieder 

 

Die Gewa hrung von Krediten oder anderen wirtschaftlichen Vorteilen an Mitglieder des Vorstands, deren 

Ehegatten, minderja hrigen Kinder sowie an Dritte, die fu r Rechnung einer dieser Personen handeln, 

bedu rfen der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats. 
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B. DER AUFSICHTSRAT 

§ 22 

Aufgaben und Pflichten des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat hat die Gescha ftsfu hrung des Vorstands zu u berwachen und sich zu diesem Zweck 

u ber die Angelegenheiten der Genossenschaft zu unterrichten. Er kann jederzeit hieru ber 

Berichterstattung von dem Vorstand verlangen und selbst oder durch einzelne von ihm zu 

bestimmende Mitglieder die Bu cher und Schriften der Genossenschaft sowie den Kassenbestand 

und die Besta nde an Wertpapieren und Waren einsehen und pru fen. Auch ein einzelnes Mitglied 

des Aufsichtsrats kann Ausku nfte, jedoch nur an den Aufsichtsrat, verlangen. 

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht, soweit dieser gesetzlich erforderlich ist, 

und den Vorschlag des Vorstands fu r die Verwendung eines Jahresu berschusses oder fu r die 

Deckung eines Jahresfehlbetrages zu pru fen sowie den Inhalt des Pru fungsberichts zur Kenntnis 

zu nehmen. Er hat sich daru ber zu a ußern und der Generalversammlung vor Feststellung des 

Jahresabschlusses Bericht zu erstatten. 

(3) Der Aufsichtsrat kann zur Erfu llung seiner gesetzlichen und satzungsma ßigen Pflichten aus seiner 

Mitte Ausschu sse bilden und sich der Hilfe von Sachversta ndigen auf Kosten der Genossenschaft 

bedienen. Soweit der Aufsichtsrat Ausschu sse bildet, bestimmt er, ob diese beratende oder 

entscheidende Befugnis haben; außerdem bestimmt er die Zahl der Ausschussmitglieder. Ein 

Ausschuss muss mindestens aus drei Personen bestehen. Ein Ausschuss ist beschlussfa hig, wenn 

mehr als die Ha lfte seiner Mitglieder anwesend ist. Fu r die Beschlussfassung gilt erga nzend § 25. 

(4) Einzelheiten u ber die Erfu llung der dem Aufsichtsrat obliegenden Pflichten regelt die vom 

Aufsichtsrat aufzustellende Gescha ftsordnung. Ein Exemplar der Gescha ftsordnung ist jedem 

Mitglied des Aufsichtsrats gegen Empfangsbescheinigung auszuha ndigen. 

(5) Die Aufsichtsratsmitglieder haben bei ihrer Ta tigkeit die Sorgfalt eines ordentlichen und 

gewissenhaften Aufsichtsratsmitglieds einer Genossenschaft anzuwenden. Sie haben u ber alle 

vertraulichen Angaben und Geheimnisse der Genossenschaft sowie der Mitglieder und Kunden, die 

ihnen durch die Ta tigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren. 

(6) Die Aufsichtsratsmitglieder du rfen keine nach dem Gescha ftsergebnis bemessene Vergu tung 

(z. B. Tantieme) beziehen. Dagegen kann neben dem Ersatz der Auslagen eine Aufsichtsratsver-

gu tung gewa hrt werden, u ber die die Generalversammlung beschließt. 

(7) Der Aufsichtsrat vertritt die Genossenschaft gegenu ber den Vorstandsmitgliedern gerichtlich und 

außergerichtlich. 

(8) Die Beschlu sse des Aufsichtsrats vollzieht der Aufsichtsratsvorsitzende, bei dessen Verhinderung 

sein Stellvertreter. 
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§ 23 

Gemeinsame Zuständigkeiten von Vorstand und Aufsichtsrat,  

zustimmungsbedürftige Angelegenheiten 

(1) U ber die Grundsa tze der Gescha ftspolitik beschließen Vorstand und Aufsichtsrat nach gemein-

samer Beratung und durch getrennte Abstimmung. 

(2) Folgende Angelegenheiten bedu rfen der Zustimmung des Aufsichtsrats: 

a) der Erwerb, die Bebauung, die Belastung und die Vera ußerung von Grundstu cken und grunds-

tu cksgleichen Rechten; ausgenommen ist der Erwerb von Grundstu cken und grundstu cks-

gleichen Rechten zur Rettung eigener Forderungen; 

b) der Erwerb und die Vera ußerung von dauernden Beteiligungen; 

c) der Abschluss von Vertra gen mit besonderer Bedeutung, insbesondere von solchen Vertra gen, 

durch die wiederkehrende Verpflichtungen in erheblichem Umfang fu r die Genossenschaft 

begru ndet werden; 

d) die Ausschu ttung einer Ru ckvergu tung (§ 43 ); 

e) die Verwendung von Ru cklagen gema ß §§ 42, 42 a; 

f) den Beitritt zu und den Austritt aus Organisationen und Verba nden; 

g) die Festlegung des Tagungsortes der Generalversammlung; 

h) Erteilung und Widerruf der Prokura; 

i) die Hereinnahme von Genussrechtskapital, die Begru ndung nachrangiger Verbindlichkeiten 

und stiller Beteiligungen. 

(3) Gemeinsame Sitzungen werden von dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats, im Verhinderungsfall von 

dessen Stellvertreter, einberufen. Fu r die Einberufung gilt § 25 Abs. 2 entsprechend. 

(4) Den Vorsitz in den gemeinsamen Sitzungen fu hrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder dessen 

Stellvertreter, falls nichts anderes beschlossen wird. 

(5) Vorstand und Aufsichtsrat sind beschlussfa hig, wenn mehr als die Ha lfte der Mitglieder des 

Vorstands und mehr als die Ha lfte der Mitglieder des Aufsichtsrats, darunter der Vorsitzende oder 

sein Stellvertreter, anwesend sind. 

(6) Ein Antrag ist abgelehnt, wenn er nicht die Mehrheit sowohl im Vorstand als auch im Aufsichtsrat 

findet. 
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(7) Beschlu sse sind zu Beweiszwecken in einem gemeinsamen Protokoll festzuhalten; das Ergebnis 

der getrennten Abstimmung ist hierbei festzuhalten; erga nzend gelten § 19 Abs. 2 und § 25 Abs. 6 

entsprechend. 

 

 

§ 24 

Zusammensetzung und Wahl 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die von der Generalversammlung 

gewa hlt werden; in diesem Rahmen bestimmt sie auch die konkrete Zahl der Aufsichtsrats-

mitglieder. Es sollen nur selbststa ndige, aktiv ta tige Mitglieder oder Personen, die zur Vertretung 

von Mitgliedsgesellschaften befugt sind, in den Aufsichtsrat gewa hlt werden. Die Mitglieder des 

Aufsichtsrats du rfen nicht zugleich Vorstandsmitglieder, dauernde Stellvertreter der Vorstands-

mitglieder, Prokuristen oder zum Betrieb des gesamten Gescha fts erma chtigte Handlungsbevoll-

ma chtigte der Genossenschaft sein. 

(2) Die Zahl der investierenden Mitglieder im Aufsichtsrat darf ein Viertel der Aufsichtsratsmitglieder 

nicht u bersteigen. 

(3) Fu r die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder gilt § 33. 

(4) Die Amtsdauer betra gt in der Regel drei Jahre. Sie beginnt mit dem Schluss der Generalversam-

mlung, die die Wahl vorgenommen hat, und endet am Schluss der Generalversammlung, die fu r das 

dritte Gescha ftsjahr nach der Wahl stattfindet. Hierbei wird das Gescha ftsjahr, in welchem das Auf-

sichtsratsmitglied gewa hlt wird, mitgerechnet. Ja hrlich scheidet ein Drittel der Aufsichtsratsmit-

glieder aus; bei einer nicht durch drei teilbaren Zahl zuerst der geringere Teil. In den beiden ersten 

Jahren entscheidet das Los, spa ter die Amtsdauer. Bei Erweiterung des Aufsichtsrats scheidet von 

den bisherigen Aufsichtsratsmitgliedern jeweils das diensta lteste Drittel aus; von den neuen Mit-

gliedern scheidet durch Los ebenfalls ein Drittel aus, bis sich ein Turnus ergibt; sodann entscheidet 

auch bei diesen Mitgliedern die Amtsdauer. Wiederwahl ist zula ssig. 

(5) Das Amt endet sofort, wenn es darauf beruht, dass das Aufsichtsratsmitglied Mitglied einer 

eingetragenen Genossenschaft ist und diese Mitgliedschaft beendet ist. Entsprechendes gilt fu r zur 

Vertretung anderer juristischer Personen oder Personengesellschaften befugte Personen, wenn 

deren Vertretungsbefugnis endet. Besteht Streit u ber die Beendigung der Mitgliedschaft bzw. 

Vertretungsbefugnis, entscheidet die schriftliche Erkla rung der Genossenschaft bzw. der anderen 

juristischen Person oder Personengesellschaft, dass die Mitgliedschaft bzw. Vertretungsbefugnis 

beendet ist. 
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(6) Scheiden Mitglieder im Laufe ihrer Amtszeit aus, so besteht der Aufsichtsrat bis zur na chsten 

ordentlichen Generalversammlung, in der die Ersatzwahlen vorgenommen werden, nur aus den 

verbliebenen Mitgliedern. Eine fru here Ersatzwahl durch eine außerordentliche General-

versammlung ist nur dann erforderlich, wenn die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder unter die 

gesetzliche Mindestzahl von drei herabsinkt. Ersatzwahlen erfolgen fu r den Rest der Amtsdauer 

des ausgeschiedenen Mitglieds. 

(7) Aus dem Vorstand ausgeschiedene Mitglieder ko nnen erst in den Aufsichtsrat gewa hlt werden, 

wenn sie fu r ihre gesamte Vorstandsta tigkeit entlastet worden sind.  

 

 

§ 25 

Konstituierung, Beschlussfassung 

 

(1) Der Aufsichtsrat wa hlt im Anschluss an jede Wahl aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen 

Schriftfu hrer sowie fu r beide Stellvertreter. Der Aufsichtsrat ist befugt, zu jeder Zeit u ber die Amts-

verteilung neu zu beschließen. 

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch seinen Vorsitzenden, im Verhinderungsfalle durch 

dessen Stellvertreter einberufen. Solange ein Vorsitzender und ein Stellvertreter nicht gewa hlt 

sind, werden die Aufsichtsratssitzungen durch das an Lebensjahren a lteste Aufsichtsratsmitglied 

einberufen.  

(3) Der Aufsichtsrat ist beschlussfa hig, wenn mehr als die Ha lfte seiner Mitglieder, darunter der 

Vorsitzende oder sein Stellvertreter anwesend ist. Er fasst seine Beschlu sse mit Mehrheit der gu ltig 

abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen und ungu ltige Stimmen werden nicht mitgerechnet. 

Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen entscheidet bei Stimmengleichheit 

das Los; § 33 gilt entsprechend. 

(4) Eine Beschlussfassung ist in dringenden Fa llen auch ohne Einberufung einer Sitzung im Wege 

schriftlicher Abstimmung oder durch andere Fernkommunikationsmedien zula ssig, wenn der 

Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter eine solche Beschlussfassung veranlasst und 

kein Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren widerspricht. 

(5) Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen mindestens viertelja hrlich stattfinden. Außerdem hat der 

Vorsitzende eine Sitzung unter Mitteilung der Tagesordnung einzuberufen, sooft dies im Interesse 

der Genossenschaft notwendig erscheint oder wenn es der Vorstand oder die Ha lfte der Aufsichts-

ratsmitglieder schriftlich unter Angabe des Zweckes und der Gru nde verlangt. Wird diesem Ver-

langen nicht entsprochen, so ko nnen die Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhaltes selbst 

den Aufsichtsrat einberufen. 
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(6) Beschlu sse sind zu Beweiszwecken zu protokollieren. Die Protokolle sind fortlaufend zu num-

merieren und vom Aufsichtsratsvorsitzenden oder dessen Stellvertreter und vom Schriftfu hrer 

oder dessen Stellvertreter zu unterzeichnen. 

(7) Wird u ber gescha ftliche Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die die Interessen eines Auf-

sichtsratsmitglieds, seines Ehegatten, seiner Eltern, Kinder und Geschwister oder einer von ihm 

kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person beru hren, so darf das betroffene Aufsichtsrats-

mitglied an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Das Aufsichtsratsmitglied ist jedoch 

vor der Beschlussfassung zu ho ren. 

 

 

C. DIE GENERALVERSAMMLUNG 

§ 26 

Ausübung der Mitgliedsrechte 

 

(1) Die Mitglieder u ben ihre Rechte in den Angelegenheiten der Genossenschaft in der Generalver-

sammlung aus. Sie sollen ihre Rechte perso nlich ausu ben. 

(2) Jedes Mitglied hat eine Stimme. 

(3) Gescha ftsunfa hige, beschra nkt gescha ftsfa hige sowie juristische Personen und Personengesell-

schaften u ben ihr Stimmrecht durch den gesetzlichen Vertreter bzw. zur Vertretung erma chtigte 

Gesellschafter aus. 

(4) Mitglieder oder deren gesetzliche Vertreter bzw. zur Vertretung erma chtigte Gesellschafter ko nnen 

sich durch Bevollma chtigte vertreten lassen (§ 43 Abs. 5 Genossenschaftsgesetz). Mehrere Erben 

eines verstorbenen Mitglieds (§ 7) ko nnen das Stimmrecht nur durch einen gemeinschaftlichen 

Bevollma chtigten ausu ben. Ein Bevollma chtigter kann nicht mehr als zwei Mitglieder vertreten. 

Bevollma chtigte ko nnen nur Mitglieder der Genossenschaft, Ehegatten, Eltern, Kinder oder 

Geschwister eines Mitglieds sein oder mu ssen zum Vollmachtgeber in einem Gesellschafts- oder 

Anstellungsverha ltnis stehen. Personen, an die die Mitteilung u ber den Ausschluss abgesandt ist (§ 

9 Abs. 5), sowie Personen, die sich gescha ftsma ßig zur Ausu bung des Stimmrechts erbieten, 

ko nnen nicht bevollma chtigt werden.  

(5) Stimmberechtigte gesetzliche bzw. erma chtigte Vertreter oder Bevollma chtigte mu ssen ihre 

Vertretungsbefugnis auf Verlangen des Versammlungsleiters schriftlich nachweisen. 
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(6) Niemand kann fu r sich oder einen anderen das Stimmrecht ausu ben, wenn daru ber Beschluss 

gefasst wird, ob er oder das vertretene Mitglied zu entlasten oder von einer Verbindlichkeit zu 

befreien ist, oder ob die Genossenschaft gegen ihn oder das vertretene Mitglied einen Anspruch 

geltend machen soll. Er ist jedoch vor der Beschlussfassung zu ho ren.  

 

 

§ 27 

Frist und Tagungsort 

 

(1) Die ordentliche Generalversammlung hat innerhalb der ersten sechs Monate nach Ablauf des 

Gescha ftsjahres stattzufinden. 

(2) Außerordentliche Generalversammlungen ko nnen nach Bedarf einberufen werden. 

(3) Die Generalversammlung findet am Sitz der Genossenschaft statt, soweit nicht Vorstand und 

Aufsichtsrat einen anderen Tagungsort festlegen. 

 

 

§ 28 

Einberufung und Tagesordnung 

 

(1) Die Generalversammlung wird durch den Aufsichtsrat, vertreten durch dessen Vorsitzenden, 

einberufen. Die Rechte des Vorstands gema ß § 44 Abs. 1 des GenG bleiben unberu hrt. 

(2) Die Mitglieder der Genossenschaft ko nnen in Textform unter Angabe des Zweckes und der Gru nde 

die Einberufung einer außerordentlichen Generalversammlung verlangen. Hierzu bedarf es 

mindestens einem Zehntel der Mitglieder. 

(3) Die Generalversammlung wird durch unmittelbare Benachrichtigung sa mtlicher Mitglieder in 

Textform unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen, die zwischen dem Tag des 

Zugangs (Abs. 7) und dem Tag der Generalversammlung liegen muss, einberufen. Bei der Ein-

berufung ist die Tagesordnung bekannt zu machen. 

(4) Die Tagesordnung wird von dem Organ festgesetzt, das die Generalversammlung einberuft. 

Mitglieder der Genossenschaft ko nnen in Textform unter Angabe der Gru nde verlangen, dass 

Gegensta nde zur Beschlussfassung in der Generalversammlung angeku ndigt werden. Hierzu 

bedarf es mindestens einem Zehntel der Mitglieder. 
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(5) U ber die Gegensta nde, deren Verhandlung nicht mindestens eine Woche vor der 

Generalversammlung angeku ndigt ist, ko nnen Beschlu sse nicht gefasst werden; hiervon sind 

jedoch Beschlu sse u ber den Ablauf der Versammlung sowie u ber Antra ge auf Berufung einer 

außerordentlichen Generalversammlung ausgenommen. 

(6) Zu Antra gen und Verhandlungen ohne Beschlussfassung bedarf es der Anku ndigung nicht. 

(7) In den Fa llen der Absa tze 3 und 5 gelten die entsprechenden Mitteilungen als zugegangen, wenn 

sie zwei Tage vor Beginn der Frist abgesendet worden sind. 

 

 

§ 29 

Versammlungsleitung 

 

Den Vorsitz in der Generalversammlung fu hrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter. 

Sofern die Generalversammlung durch den Vorstand einberufen worden ist, fu hrt ein Mitglied des 

Vorstands den Vorsitz. Durch Beschluss kann der Vorsitz einem anderen Mitglied der Genossenschaft oder 

einem Vertreter des gesetzlichen Pru fungsverbands u bertragen werden. Der Vorsitzende der Generalver-

sammlung ernennt einen Schriftfu hrer und die erforderlichen Stimmenza hler. 

 

 

§ 30 

Gegenstände der Beschlussfassung 

 

Der Beschlussfassung der Generalversammlung unterliegen neben den in dieser Satzung bezeichneten 

sonstigen Angelegenheiten insbesondere 

a) A nderung der Satzung; 

b) Auflo sung der Genossenschaft; 

c) Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener Auflo sung; 

d) Verschmelzung, Spaltung und Formwechsel der Genossenschaft nach den Vorschriften des 

Umwandlungsgesetzes; 

e) Austritt aus genossenschaftlichen Verba nden und Vereinigungen; 

f) Widerruf der Bestellung von Mitgliedern des Aufsichtsrats; 

g) Feststellung des Jahresabschlusses, Verwendung des Jahresu berschusses oder Deckung des 

Jahresfehlbetrages sowie der Umfang der Bekanntgabe des Pru fungsberichtes; 

h) Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats; 

i) Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats und Festsetzung ihrer Vergu tungen;  
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j) Ausschluss von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern aus der Genossenschaft; 

k) Wahl von Bevollma chtigten zur Fu hrung von Prozessen gegen Aufsichtsratsmitgliedern wegen 

ihrer Organstellung; 

l) Festsetzung der Beschra nkungen bei der Kreditgewa hrung gema ß § 49 des Genossenschafts-

gesetzes; 

m) Festsetzung eines Eintrittsgeldes; 

n) Festsetzung laufender Beitra ge gem. § 12 f. 

 

 

§ 31 

Mehrheitserfordernisse 

 

(1) Die Beschlu sse der Generalversammlung bedu rfen der einfachen Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen, soweit nicht das Gesetz oder diese Satzung eine gro ßere Mehrheit vorschreibt. 

(2) Eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen ist in den in § 30 a) - f), j) und n) ge-

nannten Fa llen erforderlich. 

(3) Vor der Beschlussfassung u ber die Verschmelzung, die Spaltung oder den Formwechsel nach den 

Vorschriften des Umwandlungsgesetzes, sowie vor der Beschlussfassung u ber die Auflo sung und 

die Fortsetzung der aufgelo sten Genossenschaft ist der Pru fungsverband zu ho ren. Ein Gutachten 

des Pru fungsverbandes ist vom Vorstand rechtzeitig zu beantragen und in der Generalver-

sammlung zu verlesen. 

 

 

§ 32 

Entlastung 

 

U ber die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat ist getrennt abzustimmen; hierbei haben weder die 

Mitglieder des Vorstands noch des Aufsichtsrats Stimmrecht. 
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§ 33 

Abstimmung und Wahlen 

 

(1) Abstimmungen und Wahlen erfolgen in der Generalversammlung durch Handzeichen. 

Abstimmungen oder Wahlen mu ssen geheim mit Stimmzettel durchgefu hrt werden, wenn der 

Vorstand, der Aufsichtsrat oder die Mehrheit der bei einer Beschlussfassung hieru ber gu ltig 

abgegebenen Stimmen es verlangt. 

(2) Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen entscheidet in diesem Fall das Los. 

(3) Fo rderfa hige und investierende Mitglieder stimmen in der Generalversammlung getrennt ab. 

Findet ein Antrag sowohl bei den fo rderfa higen wie den investierenden Mitgliedern die erforder-

liche Mehrheit oder wird ein Antrag sowohl bei den fo rderfa higen wie den investierenden Mitglie-

dern abgelehnt, werden den Stimmen der fo rderfa higen Mitglieder die Stimmen der investieren-

den Mitglieder hinzugerechnet. Wird ein Antrag von den fo rderfa higen Mitgliedern angenommen, 

nicht jedoch von den investierenden Mitgliedern, werden den Stimmen der fo rderfa higen Mit-

glieder die Stimmen der investierenden Mitglieder insoweit nicht hinzugerechnet, wie dies dazu 

fu hren wu rde, dass der Antrag nicht die erforderliche Mehrheit bei den fo rderfa higen Mitgliedern 

findet; entsprechendes gilt in dem Falle, dass ein Antrag von den fo rderfa higen Mitgliedern abgel-

ehnt wird, dem die investierenden Mitglieder zustimmen. Bei der Feststellung des Stimmenver-

ha ltnisses werden nur die abgegebenen Stimmen geza hlt; Stimmenthaltungen und ungu ltige Stim-

men werden dabei nicht beru cksichtigt. 

(4) Wird eine Wahl mit Handzeichen durchgefu hrt, so ist fu r jedes zu vergebende Mandat ein 

besonderer Wahlgang erforderlich. Gewa hlt ist, wer die meisten Stimmen erhalten hat. Sind nicht 

mehr Kandidaten vorgeschlagen, als Mandate neu zu besetzen sind, so kann gemeinsam (en bloc) 

abgestimmt werden, sofern dem nicht widersprochen wird. 

(5) Wird eine Wahl mit Stimmzettel durchgefu hrt, so hat jeder Wahlberechtigte so viele Stimmen, wie 

Mandate zu vergeben sind. Der Wahlberechtigte bezeichnet auf dem Stimmzettel die Bewerber, 

denen er seine Stimme geben will; auf einen Bewerber kann dabei nur eine Stimme entfallen. 

Gewa hlt sind die Bewerber, die die meisten Stimmen erhalten. 

(6) Der Gewa hlte hat unverzu glich gegenu ber der Genossenschaft zu erkla ren, ob er die Wahl an-

nimmt. 
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§ 34 

Auskunftsrecht 

 

(1) Jedem Mitglied ist auf Verlangen in der Generalversammlung Auskunft u ber Angelegenheiten der 

Genossenschaft zu geben, soweit das zur sachgema ßen Beurteilung des Gegenstandes der 

Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunft erteilt der Vorstand oder der Aufsichtsrat. 

(2) Die Auskunft darf verweigert werden, soweit 

a) die Erteilung der Auskunft nach vernu nftiger kaufma nnischer Beurteilung geeignet ist, der 

Genossenschaft einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufu gen; 

b) sich die Frage auf die Einkaufsbedingungen der Genossenschaft und deren Kalkulationsgrund-

lagen bezieht;  

c) die Frage steuerliche Wertansa tze betrifft; 

d) die Erteilung der Auskunft strafbar wa re oder eine gesetzliche, satzungsma ßige oder vertrag-

liche Geheimhaltungspflicht verletzt wu rde; 

e) das Auskunftsverlangen die perso nlichen oder gescha ftlichen Verha ltnisse eines Dritten be-

trifft; 

f) es sich um arbeitsvertragliche Vereinbarungen mit Vorstandsmitgliedern oder Mitarbeitern 

der Genossenschaft handelt. 

 

 

§ 35 

Protokoll 

 

(1) Die Beschlu sse der Generalversammlung sind zu Beweiszwecken zu protokollieren. Die Protokolle 

sind fortlaufend zu nummerieren. Die Protokollierung ist nicht Voraussetzung fu r die Rechtswirk-

samkeit der Beschlu sse. 

(2) Die Protokollierung muss spa testens innerhalb von zwei Wochen erfolgen. Dabei sollen Ort und 

Tag der Versammlung, Name des Versammlungsleiters sowie Art und Ergebnis der Abstimmungen 

und die Feststellung des Versammlungsleiters u ber die Beschlussfassung angegeben werden. Das 

Protokoll muss von dem Vorsitzenden der Generalversammlung, dem Schriftfu hrer und den 

Vorstandsmitgliedern, die an der Generalversammlung teilgenommen haben, unterschrieben 

werden. Dem Protokoll sind die Belege u ber die Einberufung als Anlagen beizufu gen. 

(3) Dem Protokoll ist ein Verzeichnis der erschienen oder vertretenen Mitglieder und der Vertreter der 

Mitglieder beizufu gen. Bei jedem erschienenen oder vertretenen Mitglied ist dessen Stimmenzahl 

zu vermerken. 
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(4) Das Protokoll ist mit den dazugeho renden Anlagen aufzubewahren. Die Einsichtnahme in das 

Protokoll ist jedem Mitglied der Genossenschaft zu gestatten. 

 

 

§ 36 

Teilnahmerecht der Verbände 

 

Vertreter des Pru fungsverbandes ko nnen an jeder Generalversammlung beratend teilnehmen. 

 

 

 

 

 

D. DER BEIRAT 

 

§ 37 

Aufgaben 

 

(1) Die Generalversammlung kann durch Beschluss einen Beirat (beratendes Organ) einrichten. Dieser 

bera t den Vorstand und kann vom Vorstand durch Mehrheitsbeschluss die Aufnahme von Tages-

ordnungspunkten fu r die Tagesordnung einer Generalversammlung verlangen. Weitere Rechte 

stehen ihm nicht zu, insbesondere werden keine Funktionen der u brigen Organe auf den Beirat 

verlagert.  

(2)  Die Mitglieder des Beirates haben u ber alle vertraulichen Angaben und Geheimnisse der Genos-

senschaft sowie der Mitglieder und Kunden, die ihnen durch die Ta tigkeit im Beirat bekannt ge-

worden sind, Stillschweigen zu bewahren.  Sie u ben das ihnen u bertragene Amt ho chstperso nlich 

aus. Eine Vertretung ist nicht mo glich.  

(3) Die Beiratsmitglieder erhalten keine Vergu tung, sie fu hren das Amt ehrenamtlich. 
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§ 38 

Zusammensetzung und Wahl 

 

(1)  Der Beirat besteht aus mindestens drei und ho chstens fu nf Mitgliedern, die zugleich Mitglied der 

Genossenschaft und natu rliche Personen sein mu ssen. Die Mitglieder des Beirats werden von der 

Generalversammlung gewa hlt und du rfen weder Mitglied des Vorstands noch des Aufsichtsrats 

sein. Geho ren der Genossenschaft eingetragene Genossenschaften als Mitglieder an, ko nnen deren 

Mitglieder, soweit sie natu rliche Personen sind, in den Beirat berufen werden; geho ren der 

Genossenschaft andere juristische Personen oder Personengesellschaften als Mitglieder an, gilt 

dies fu r deren zur Vertretung befugten Personen. 

(2)  § 24, Abs. 2 bis 5 finden sinngema ß entsprechende Anwendung. 

 

 

§ 39 

Konstituierung, Beschlussfassung 

 

(1) Der Vorsitzende des Beirats beruft den Beirat ein, wenn es im Interesse der Genossenschaft no tig 

erscheint, mindestens jedoch einmal ja hrlich. Er ist zur Einberufung verpflichtet, wenn ein Mitglied 

des Beirats oder der Vorstand es verlangen. Die Einberufung erfolgt rechtzeitig unter Mitteilung 

der Tagesordnung, des Ortes und der Zeit der Sitzung. 

(2)  § 25, Abs. 1 bis 3 finden entsprechende Anwendung. 
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IV. EIGENKAPITAL UND HAFTSUMME 

§ 40 

Geschäftsanteil und Geschäftsguthaben 

 

(1) Der Gescha ftsanteil betra gt 200 EUR. 

(2) Der Gescha ftsanteil ist sofort voll einzuzahlen.  

(3) Ein Mitglied kann sich mit Zustimmung des Vorstands mit weiteren Gescha ftsanteilen beteiligen. 

Die Beteiligung eines Mitglieds mit einem zweiten Gescha ftsanteil darf mit Ausnahme bei einer 

Pflichtbeteiligung erst zugelassen werden, wenn der erste Gescha ftsanteil voll eingezahlt ist; das 

Gleiche gilt fu r die Beteiligung mit weiteren Gescha ftsanteilen. 

(4) Die auf die Gescha ftsanteile geleisteten Einzahlungen zuzu glich sonstiger Gutschriften und 

abzu glich zur Verlustdeckung abgeschriebener Betra ge bilden das Gescha ftsguthaben eines 

Mitglieds. 

(5) Das Mindestkapital der Genossenschaft betra gt 90% des Gesamtbetrags der Gescha ftsguthaben 

zum Ende des vorangegangenen Gescha ftsjahres. Es darf durch die Auszahlung des Auseinander-

setzungsguthabens von Mitgliedern, die ausgeschieden sind oder einzelne Gescha ftsanteile ge-

ku ndigt haben, nicht unterschritten werden. Die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens 

ist im Verha ltnis aller Auseinandersetzungsanspru che ganz oder teilweise ausgesetzt, solange 

durch die Auszahlung das Mindestkapital unterschritten wu rde; von einer Aussetzung betroffene 

Anspru che aus Vorjahren werden, auch im Verha ltnis zueinander, mit Vorrang bedient. 

(6) Das Gescha ftsguthaben darf, solange das Mitglied nicht ausgeschieden ist, von der Genossenschaft 

nicht ausgezahlt, nicht aufgerechnet oder im gescha ftlichen Betrieb der Genossenschaft als 

Sicherheit verwendet werden. Eine geschuldete Einzahlung darf nicht erlassen werden; gegen 

diese kann das Mitglied nicht aufrechnen. 

(7) Die Abtretung oder Verpfa ndung des Gescha ftsguthabens an Dritte ist unzula ssig und der 

Genossenschaft gegenu ber unwirksam. Eine Aufrechnung des Gescha ftsguthabens durch das 

Mitglied gegen seine Verbindlichkeiten gegenu ber der Genossenschaft ist nicht gestattet. Fu r das 

Auseinandersetzungsguthaben gilt § 10. 

 

 

§ 41 

Gesetzliche Rücklage 

 

(1) Die gesetzliche Ru cklage dient nur zur Deckung von Bilanzverlusten. 
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(2) Sie wird gebildet durch eine ja hrliche Zuweisung von mindestens 10 % des Jahresu berschusses 

zuzu glich eines eventuellen Gewinnvortrags bzw. abzu glich eines eventuellen Verlustvortrags 

sowie eines Betrags, der mindestens 5 % der vorgesehenen genossenschaftlichen Ru ckvergu tung 

entspricht, solange die Ru cklage 25 % der Bilanzsumme nicht erreicht. 

 

 

§ 42 

Andere Ergebnisrücklage 

 

(1) Neben der gesetzlichen Ru cklage wird eine andere Ergebnisru cklage gebildet, der ja hrlich 

mindestens 10 % des Jahresu berschusses zuzu glich eines eventuellen Gewinnvortrages bzw. 

abzu glich eines eventuellen Verlustvortrages zuzuweisen sind. Der nach Absatz 2 vom Vorstand in 

die weitere Ergebnisru cklage eingestellte Betrag ist anzurechnen. Weitere Ergebnisru cklagen 

ko nnen gebildet werden. U ber ihre Verwendung beschließen Vorstand und Aufsichtsrat in 

gemeinsamer Sitzung (§ 23 Abs. 2 lit.. e). 

(2) Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses kann der Vorstand einen Teil des Jahresu berschusses, 

ho chstens jedoch die Ha lfte, in eine weitere Ergebnisru cklage einstellen. U ber deren Verwendung 

beschließt der Vorstand. 

(3) Der Generalversammlung verbleibt das Recht, die Ergebnisru cklagen zur Deckung von Bilanzver-

lusten zu verwenden. 

 

 

§ 42 a 

Kapitalrücklage 

 

Werden Eintrittsgelder erhoben, so sind sie einer Kapitalru cklage zuzuweisen. U ber ihre Verwendung 

beschließen Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung (§ 23 Abs. 2 lit. e). Der Generalver-

sammlung verbleibt das Recht, sie zur Deckung von Bilanzverlusten zu verwenden (§ 48). 

 

 

§ 43 

Nachschusspflicht 

 

Eine Nachschusspflicht der Mitglieder besteht nicht. 
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V. RECHNUNGSWESEN 

§ 44 

Geschäftsjahr 

 

(1) Das Gescha ftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Das erste Gescha ftsjahr beginnt mit der Eintragung der Genossenschaft und endet am 31.12. dieses 

Jahres. 

 

 

§ 45 

Jahresabschluss und Lagebericht 

 

(1) Der Vorstand hat innerhalb von fu nf Monaten nach Ende des Gescha ftsjahres den Jahresabschluss 

und den Lagebericht, soweit dieser gesetzlich erforderlich ist, fu r das vergangene Gescha ftsjahr 

aufzustellen. 

(2) Der Aufsichtsrat hat bei der Aufnahme und Pru fung der Besta nde mitzuwirken. Die vorgenom-

menen Bestandsaufnahmen hat er zu pru fen und zu unterzeichnen. 

(3) Der Vorstand hat gema ß § 16 Abs. 2 lit. g den Jahresabschluss und den Lagebericht, soweit dieser 

gesetzlich erforderlich ist, dem Aufsichtsrat unverzu glich und sodann mit dessen Bemerkungen 

der Generalversammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen. 

(4) Jahresabschluss, Lagebericht, soweit dieser gesetzlich erforderlich ist, und Bericht des Aufsichts-

rats sollen mindestens eine Woche vor der Generalversammlung in den Gescha ftsra umen der 

Genossenschaft oder an einer anderen bekannt zu machenden Stelle zur Einsicht der Mitglieder 

ausgelegt oder ihnen sonst zur Kenntnis gebracht werden. 

(5) Der Bericht des Aufsichtsrats u ber seine Pru fung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes (§ 

22 Abs. 2), soweit dieser gesetzlich erforderlich ist, ist der ordentlichen Generalversammlung zu 

erstatten. 
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§ 46 

Rückvergütung 

 

U ber die Ausschu ttung einer Ru ckvergu tung beschließen Vorstand und Aufsichtsrat vor Aufstellung der 

Bilanz. Auf die von Vorstand und Aufsichtsrat beschlossene Ru ckvergu tung haben die Mitglieder einen 

Rechtsanspruch. 

 

 

§ 47 

Verwendung des Jahresüberschusses 

 

(1) U ber die Verwendung des Jahresu berschusses beschließt die Generalversammlung unter 

Beachtung der Vorschriften des Gesetzes und dieser Satzung. Der auf die Mitglieder entfallende 

Jahresu berschuss wird dem Gescha ftsguthaben solange zugeschrieben, bis der Gescha ftsanteil 

erreicht oder ein durch einen Jahresfehlbetrag vermindertes Gescha ftsguthaben wieder erga nzt 

ist. 

 

 

§ 48 

Deckung eines Jahresfehlbetrages 

 

(1) U ber die Behandlung der Deckung eines Jahresfehlbetrages beschließt die Generalversammlung. 

(2) Soweit ein Jahresfehlbetrag nicht auf neue Rechnung vorgetragen oder durch Heranziehung der 

anderen Ergebnisru cklagen gedeckt wird, ist er durch die gesetzliche Ru cklage oder durch die 

Kapitalru cklage oder durch Abschreibung von den Gescha ftsguthaben der Mitglieder oder durch 

diese Maßnahmen zugleich zu decken. 

(3) Werden die Gescha ftsguthaben zur Deckung eines Jahresfehlbetrages herangezogen, so wird der 

auf das einzelne Mitglied entfallende Anteil des Jahresfehlbetrages nach dem Verha ltnis der 

u bernommenen oder der satzungsgema ß zu u bernehmenden Gescha ftsanteile aller Mitglieder bei 

Beginn des Gescha ftsjahres, in dem der Jahresfehlbetrag entstanden ist, berechnet. 
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VI. LIQUIDATION 

§ 49 

Liquidation 

 

Nach der Auflo sung erfolgt die Liquidation der Genossenschaft nach Maßgabe des Genossenschafts-

gesetzes. Fu r die Verteilung des Vermo gens der Genossenschaft ist das Gesetz mit der Maßgabe anzu-

wenden, dass U berschu sse im Verha ltnis der Gescha ftsguthaben unter die Mitglieder verteilt werden. 

 

 

VII. BEKANNTMACHUNGEN 

§ 50 

Bekanntmachungen 

 

(1)  Die Bekanntmachungen der Genossenschaft werden in den gesetzlich vorgesehenen Fa llen unter 

ihrer Firma im Genossenschaftsblatt fu r Rheinland und Westfalen des RWGV vero ffentlicht. 

Der Jahresabschluss und die in diesem Zusammenhang offen zu legenden Unterlagen werden, 

soweit gesetzlich vorgeschrieben, nur im elektronischen Bundesanzeiger unter der Firma der 

Genossenschaft bekannt gemacht. 

(2)  Bei der Bekanntmachung sind die Namen der Personen anzugeben, von denen sie ausgeht. 
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VIII. GERICHTSSTAND 

§ 51 

Gerichtsstand 

 

Gerichtsstand fu r alle Streitigkeiten zwischen dem Mitglied und der Genossenschaft aus dem Mitglied-

schaftsverha ltnis ist das Amtsgericht oder das Landgericht, das fu r den Sitz der Genossenschaft zusta ndig 

ist. 
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